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Noch einmal zur Qualification für den höheren politiſchen Ver⸗ 
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Zur Frage, ob dem, welcher ohne ſeine minderjährigen Kinder auswandert poli⸗ 
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beigezogenen Hilfsorgane (den Waſenmeiſtergehilfen). 
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Noch einmal zur Aualificatian für den höheren 
politiſchen Uerwaltungsdienſt. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
I. 

Die jüngſt an dieſer Stelle erfolgte Veröffentlichung des mit der 
in der Ueberſchrift bezeichneten Frage ſich befaſſenden Aufſatzes ) hat 
in dem Schreiber der folgenden Zeilen das etwas verdutzte Gefühl 
jenes Jägers erregt, „dem das lang erſehnte Wild in den Schuß 
kommt, bevor er noch geladen hat.“ Mit eingehenderen Studien der 


hier in Erörterung kommenden, mir durch die Praxis räumlich und fach | 


lich näher gerückten preußiſchen Verhältniſſe befaßt, gedachte ich, mich — 
nach Zulaß der „Actenlage“ auf meinem Tiſche — in der oben gedachten 
Frage an dieſer Stelle zum Worte zu melden. In der erfolgten Prä⸗ 
vention durch den eingangs erwähnten Artikel eine verdiente Strafe 
für meine — Langſamkeit erkennend, glaubte ich auf die intendirte rechts⸗ 
vergleichende Erörterung vorläufig verzichten zu ſollen, als mich die 
in Nr. 9 dieſer Zeitſchrift zu dem mehrgedachten Aufſatze erſchienenen 
Stoffen 2) dieſem Vorſatze abwendig machten und mir nahe legten, 
jenen Verzicht zurückzuziehen. Ich halte mich bei diefem Vorgange für 
gerechtfertigt, wenn ich darauf hinweiſe, daß dieſe von verſchiedenen 
Autoren herrührenden Bemerkungen weder untereinander noch auch mit 
den in dem gloſſirten Aufſatze entwickelten Anſchauungen übereinſtimmen. 
Es beweiſt dies ſo recht, wie überaus controvers dieſe Frage iſt. Zwei 
fachmänniſche Stimmen haben ſich hier zu dem Aufſatze Dr. von 
Marenzeller's vernehmen laſſen und jede derſelben verwirft und 
acceptirt von demſelben etwas Anderes, ja geradezu das Gegentheil. 
Nur darin ſind ſie — und mit Recht — einig, daß durch die in Dis⸗ 


) Dr. Edmund von Marenzeller: Zur Qualification ꝛc. Nr. 3 vom 
21. Jänner 1886. 

) Weiteres zur Frage der Qualification ꝛc. von Statthaltereiſecretär Hans 
Prokeſch und Bezirkscommiſſär Freiherrn von Hock in Nr. 9 vom 4. März 1886. 


cuſſion gebrachte Frage da eine tönende Saite anklingt, deren Ton 
eben nicht ganz ungehört verklingen ſollte. Dies nun iſt meine Recht⸗ 
fertigung, wenn ich in dieſer Discuſſion hier dennoch um das Wort 
bitte zu einigen Bemerkungen, die weder mit den Ausführungen Dr. 
von Marenzeller's noch feiner beiden Herren Gloſſatoren congruent 
ſind und für die ich, eben weil ſie diſſentiren, um freundliches Gehör 
anſprechen möchte. 

Von den an der Dr. von Marenzeller'ſchen Arbeit zu ſondern⸗ 
den zwei Theilen beſchäftigt ſich — wie ſchon anderwärts richtig her— 
vorgehoben wurde — ſtreng genommen nur der eine mit der Frage 
zur Qualification für den höheren Verwaltungsdienſt, indem er einer 
Umgeſtaltung unſerer darauf bezüglichen Geſetzgebung das Wort redet. 
Dieſe Umgeſtaltung denkt ſich der Autor in der Weiſe, daß erſtens die 
Einrichtungen unſerer rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien durch 
die umfaſſendere Einbeziehung des Staats- und Verwaltungsrechtes als 
obligater Disciplinen eine insbefondere auch die Anforderungen des 
politiſchen Verwaltungsdienſtes berücfichtigende Reform erfahren und 
dann daß für die politiſchen Beamten außer der beſtehenden praktiſch⸗ 
politiſchen Amtsprüfung eine vor dem Aufrücken in die VII. Rangs⸗ 
claſſe abzulegende neue große Staatsprüfung — gewiſſermaßen 


eine „Stabsofficiersprüfung“ — eingeführt werde. 


Dieſe zu creirende neue große Staatsprüfung zum Bezirkshaupt⸗ 
manne, welche in den Schon erwähnten Gloſſen von Statthaltereiſecre— 
tär Prokeſch acceptirt, von Freiherrn von Hock dagegen verworfen 
wird, wollen wir hier zunächſt in Erörterung ziehen. 

Faſſen wir die Frage nach Werth und Nutzen dieſer vorgeſchla⸗ 
genen Vermehrung der für den Beamten beſtehenden Prüfungen vorerſt 
ganz allgemein in's Auge, ſo werden wir jede ſolche, ſchließlich auf 
nichts weniger als eine Perennirung der Prüfungen hinauslaufende 
Maßnahme a priori perhorresciren müſſen. „In Bezug auf die Exa⸗ 
mensfrage“ — Schreibt Ihering in feinem (ridendo dicere ve⸗ 
rum!) tiefernſte Gedanken enthaltenden „Scherz und Ernſt in der 
Jurisprudenz“ — „kann ich nur zwei Anſichten als berechtigt aner⸗ 
kennen: es findet gar kein Examen ſtatt, oder es bedarf einer unaus⸗ 
geſetzten Wiederholung desſelben. Alles Andere iſt klägliche Halbheit. 
Denn entweder iſt das Examen überfſlüſſig oder nöthig. Wenn Erſteres, 
ſo ſoll man es ganz aufgeben; wenn Letzteres, ſo iſt es ſo lange nöthig, 
als der Grund fortdauert, der ſeine Nothwendigkeit bedingt. Der Zweck 
des Examens beſteht aber bekanntlich darin, dem Staate die Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen, daß der Anzuſtellende das erforderliche Maß 
von Kenntniſſen beſitzt, und mittelbar Letzteren anzuhalten, ſich dasſelbe 
anzueignen. Wären nun Kenntniſſe ein dauerndes Beſitzthum, jo würde 
die einmalige Aneignung und folglich auch ein einmaliges Examen aus⸗ 
reichen. Allein als geiſtiger Beſitz haben dieſelben leider dieſelbe Eigen- 
ſchaft, wie der Spiritus, daß ſie mit der Zeit verdunſten.“ Wenn man 
ſich auch nicht ganz auf den von dem berühmten Rechtslehrer in den 
vorſtehenden Sätzen vertretenen Standpunkt einer gänzlichen Prüfungs⸗ 
loſigkeit ſtellen will und wenn man auch ſpeciell gegenüber dem von 


dem ſcharfſinnigen Juriſten formulirten Dilemma einwenden muß, daß 
zwiſchen dem „Nöthigen“ und dem „Ueberflüſſigen“ denn doch das 
„Nützliche“ liegen dürfte, ſo wird man ſich trotzdem der Stichhältigkeit 
gewiſſer darin enthaltener Argumente nicht verſchließen können. Man 
wird ſich des Gedankens nicht entſchlagen können, daß insbeſondere die 
Wiederholung gewiſſer Fachprüfungen — und auf eine ſolche kommt es 
bei der zu creirenden civilen „Stabsofficiersprüfung“ im Weſen an — eine 
in regelmäßigen Intervallen wiederkehrende ſein müßte, wenn ſie ihrem 
Zwecke, das immerwährende Vorhandenſein gewiſſer erforderlicher Kennt⸗ 
niſſe zu controliren, genügen ſollte. Es müßte dieſe Prüfung, wenn 
ſie überhaupt Werth haben ſoll, — nach bekanntem Muſter — vor 
jeder Beförderung wiederholt werden und ſich ſo zu einer periodiſchen 
Reviſion des von dem Beamten geforderten poſitiven Wiſſens geſtalten. 
Müſſen wir aber anerkennen, daß die Ausbildung der Prüfungsein⸗ 
richtung nach chineſiſchem Muſter die einzig logiſche Conſequenz des 
dieſen Prüfungen beigelegten Sinnes darſtelle, ſo werden wir uns — 


und ſicherlich auch der Autor unſeres mehrerwähnten Aufſatzes — gewiß 


nicht lange beſinnen müſſen, um uns für dieſe Conſequenz lebhafteſtens 
zu bedanken. Scheut man jedoch, aus der gegebenen Prämiſſe die ganze 
Conſequenz zu ziehen, ſo liegt hierin eben der ſchlagendſte Beweis 
dafür, daß man mit der Creirung derſelben weder einem Bedürfniſſe 
genügen noch auch irgend einem Mißſtande abhelfen will, ſondern einen 
anderen Zweck dabei im Auge hat. Dieſer andere Zweck könnte 
nur in dem oben als die Vervollſtändigung, beziehungsweiſe auch 
Berichtigung des in „überflüſſig“ und „nöthig“ dilemmatiſch aufgelöſten 
Urtheilsprädicates hervorgehobenen Moment der Nützlichkeit geſucht 
werden wollen und man könnte daraufhin argumentiren, daß eine ver⸗ 
einzelt und nicht periodiſch wiederholte Prüfung, wenn ſie auch nicht 
ganz conſequent ſei, denn doch nützlich fein könnte. Es werde durch dieſe 
Prüfung auf die derſelben gewärtigen Perſonen immerhin ein gewiſſer 
Zwang dahin ausgeübt, ſich auch nach Abſolvirung der Hochſchulſtudien 
mit der Fachwiſſenſchaft zu beſaſſen, an ihren Fortſchritten theilzunehmen 
und ſo nach Möglichkeit auf der Höhe des betreffenden Faches ſich zu erhalten. 
Keinesfalls könne eine ſolche Prüfung ſchädlich ſein, ſie könne nur nach 
mancherlei Richtung nützen. Dieſe Anſchauung, fie mag noch fo plau— 
ſibel klingen, muß jedoch ſehr beſtritten werden. Eines beſonderen 
äußeren Zwanges aber, den Beamten zu veranlaſſen, ſich auf der Höhe 
ſeines Faches und ſeiner Wiſſenſchaft zu halten, bedarf man gar nicht. Die 
durch den Selbſterhaltungstrieb jedenfalls genügend angeſtachelte Ambition 
iſt da Zwang genug, mehr als es irgend eine Prüfung ſein könnte. Wenn 
wir unter gewiſſen Vorausſetzungen für die Nützlichkeit, für die Oppor- 
tunität der Prüfung eintreten, ſo geſchieht dies deshalb, weil uns die 
Prüfung als ein Auskunfts-, ja man kann ſagen Verlegenheits mittel 
erſcheint, um nur irgend einen Maßſtab dafür zu erhalten, aus den 
vielen Beruſenen die Auserwählten zu finden, um eine Schranke gegen 
das allzu große Angebot zu ziehen und um ein halbwegs ſeinen Dienſt 
thuendes Sieb für die Sonderung der Spreu vom Weizen haben. 
Mehr ſollte man in den Fachprüfungen eigentlich nicht ſuchen. Es iſt 


ja bekannt, wie wenig beweiſend Prüfungen überhaupt ſind und es iſt 


kennzeichnend hiefür, wie wenig man im Leben eigentlich auf ſie hält 
und für wie wenig zuverläſſig man ein ſolches Prüfungsurtheil anſieht. 
Iſt es doch auch bekannt, daß die eigentliche Vorbereitung zu einer 
Prüfung im Grunde genommen nicht das wahre Studium iſt. Das 
haſtige Aufpfropſen einer Maſſe poſitiver Kenntniſſe für einen beſtimm⸗ 
ten Tag iſt unter Umſtänden ſogar dem eigentlichen Studium, dem 
Sichvertiefen in den Gegenſtand, geradezu hinderlich und fo gewiſſer⸗ 
maßen diametral entgegenſtehend. Das wahl- und kritikloſe „Preſſen“ 
einer Wiſſenſchaſt — zumal, wie dies ſo häufig geſchieht, aus weniger 
wiſſenſchaftlich angelegten Lehrbehelfen, wie der bekannten Katechismen 
u. ſ. w. — iſt überhaupt kein Studium. Es iſt eine ernſte Wahrheit 
in dem, was Juſtizrath Volkmar vor dem vierten deutſchen Juriſten⸗ 
tage in Mainz 1863 vorbrachte. Die Rechtscandidaten, meint Volkmar, 
„ſtudirten im erſten Jahre nicht, weil ſie noch angegriffen von den 
Strapazen des Abiturientenexamens die akademiſche Freiheit in vollen 
Zügen genießen wollten. Sie ſtudirten im zweiten Jahre nicht, weil ſie 
ihrer Militärpflicht genügen müßten. Sie ſtudirten im dritten Jahre 
micht, weil fie ſich zum Examen vorbereiten ließen.“ ) Das 


) Wir haben wohl vier Studienjahre. Indeß liegen bei uns in Oeſterreich 
die Sachen nicht im mindeſten anders. Man ſtudirt im erſten Jahre nicht aus 
demſelben Grunde wie oben, im zweiten Jahre nicht, weil man ſich zur 
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iſt ohne Zweifel nicht unrichtig und auch bei Berathung des preußiſchen 
Verwaltungsdienſt⸗Qualificationsgeſetzes wurde von mehreren berufenen 
Rednern darauf hingewieſen, daß ſich zu einem Examen vorbereiten, 
nicht ſtudiren heiße. Wozu alſo noch neue ſolcher Prüfungen ſchaffen, 
nachdem man an den ſchon beſtehenden mehr als genug haben ſollte! 
Es gibt bei uns viele junge Verwaltungsbeamte, welche, weil ſie auch, 
was jetzt häufig geſchieht, ſich den Doctoratsprüfungen unterzogen, in 
einer verhältnißmäßig kurzen Zeit, etwa binnen drei oder vier Jahren, nicht 
weniger als ſieben große juriſtiſche Prüfungen abgelegt haben und 
bei denſelben von vielgliedrigen Commiſſionen ſozuſagen de omni re seibili 
et quibusdam aliis, jo in die Jura einſchlägt, geprüft worden find. 
Iſt da wirklich anzunehmen, daß ſich die Qualiſication von ohnedies 
ſchon ſo viel geprüften Beamten durch die Ablegung einer achten Prü⸗ 
fung merklich erhöhen würde? Wohl kaum! Ueber mehr als de omni 
re scibili et quibusdam aliis wird ja auch bei jener neuen „großen 
Staatsprüfung“ nicht geprüft werden können und über eben dasſelbe 
ſoll jeder Beamte ſchon mehr als einmal vorher geprüft worden ſein, 
bei der politiſchen Amtsprüfung, bei den Rigoroſen, bei den theoretiſchen 
Staatsprüfungen, er ſoll alles das ſchon wiſſen, um überhaupt definitiv 
in den Staatsdienſt treten zu können. Es erſchiene dieſe neue 
Prüfung in der That nur als eine Probe, ob denn das Wiſſens⸗ 
faß des Beamten nicht vielleicht ſchon etwas leer geworden ſei, eine Probe, 
für welche die Prüfung unbedingt kein geeignetes, verläßliches Inſtru⸗ 
ment iſt. Denn wer in dem ſiebenjährigen Zeitraume bis zu 
dieſer „politiſchen Stabsofficiersprüfung“ das vergeſſen konnte, was er 
vor und zur praktiſch-politiſchen Amtsprüfung wußte, der wird in 
weiteren ſieben Jahren ebenſo auch das vergeſſen haben, worüber er 
vor der in Anregung gebrachten einzigen „großen Commiſſion“ geprüft 
werden würde, um ſich den Befähigungsnachweis zum Bezirkshauptmann 
zu holen, was man vor ungefähr fünfzehn Dienſtjahren in der Regel 
ja nicht wird, in einem Augenblicke alſo, wo der zum Bezirkshauptmann 
Geprüfte von alledem, worüber er, um zu dieſer Stellung zu gelangen, 
geprüft wurde, ſo gut wie Alles ſchon wieder vergeſſen hat oder doch 
vergeſſen haben kann. Die Prüfung wäre alſo ganz illuſoriſch. Sie iſt 


es aber auch in der That, ja fie ift mehr als das, fie iſt werthlos 


und daher überflüſſig, ſie iſt läſtig und unnütz. Die Referenz zum 
Bezirkshauptmann holt man ſich nicht mehr am Prüfungstiſche! 


Der mehrberufene Aufſatz verweiſt auf die einſchlägigen Inſti⸗ 
tutionen in Preußen, deren angepaßte Annahme in Oeſterreich er mit 
Recht befürwortet. Es dürfte ſich daher empfehlen, hier auch auf die 
parlamentariſche Discuſſion über das in Vergleich gezogene preußiſche 
Geſetz vom 11. März 1879 betreffend die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienft *) hinzuweiſen. Und da wäre aus den Verhandlungen 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes beſonders hervorzuheben, daß in 
allen Reden immer und immer wieder der Gedanke wiederkehrt, daß 
von den Prüfungen wenig zu halten ſei.“) Insbeſondere betonte Ab— 
geordneter Freiherr von Manteuffel e) nachdrücklichſt feine Anſicht, 
daß ein Examen ein ſehr ſchwacher Maßſtab iſt, um die Befähigung 
eines Beamten zu prüfen und daß ſpeciell Verwaltungsexamina um ſo 
weniger werth ſeien, je mehr wir uns in dem conſtitutionellen Leben 
ausbilden. Erinnern ſollte man auch daran, was der Abgeordnete Dr. 
von Gerlach bei dieſem Anlaſſe u. A. mit Bezug auf den Werth 
von Prüfungen bemerkte.“) „Ich habe den alten Blücher noch ge⸗ 
kannt. Er wäre in jedem denkbaren militäriſchen Examen durchgefallen; 
ja wenn man das Examen eigens für ihn eingerichtet, er wäre dennoch durch— 
gefallen. Er hat aber bekanntlich einige Schlachten gewonnen.“ Aehnlich 
äußerte fich in derſelben Sitzung der dieſes Geſetz vertretende Regierungs⸗ 
commiſſar Geheimer Regierungsrath Herrfurth, aus deſſen Worten ins⸗ 
beſondere entnommen werden mag, daß es geradezu ein unglücklicher 
Griff wäre, die Befähigung zur Leitung gerade eines politiſchen Bezirkes 
einzig und allein erſt von dem Ergebniſſe einer ad hoc eingerichteten 
theoretiſchen Prüfung ableiten zu wollen. 


Staatsprüfung vorbereiten läßt, im dritten nicht, weil man das Freiwilligen⸗ 
Jahr macht, und im vierten nicht, weil man wieder Prüfungen vor ſich hat. 

) Stehe Geſetz vom ꝛc. wie oben. Quellenmäßig dargeftellt und erläutert 
von L. Jacobi, Geheimer Regierungsrath, Mitglied des Abgeordnetenhauſes. Berlin. 
Fr. Kortkampf. 

) Siehe Rede des Abgeordneten Tiedemann (Stenographiſche Berichte 
1874 75. S. 384 ff). 

) Stenographiſche Berichte 1876. 

) Ebendort. S. 1685 ff. 


Wenn ſchon militäriſche Analogien angeführt werden ſollen, fo 
iſt die von dem Autor zur Nachahmung empfohlene „Stabsofficiers- 
prüfung“ die allerunglücklichſte. Dieſe Stabsofficiersprüfung, welche zur 
Zeit ihrer Creirung zunächſt vornehmlich ungefähr die Bedeutung einer 
Art pythagoräiſchen Lehrſatzes für gewiſſe ſcientifiſch minder vor- 
gebildete Elemente aus der alten Schule hatte, wird bei dem modernen 
Schulſyſtem immer mehr obſolet und in berufenen militäriſchen 
Kreiſen ſchon jetzt in ihrer Exiſtenzberechtigung lebhaft beſtritten. Es 
iſt überdies nicht zu zweifeln, daß dieſe Stabsofficiersprüfung in nicht zu 
ſerner Zeit aufgelaſſen werden dürfte. Dann wäre noch zu bedenken, daß 
der Ablegung der Stabsofficiersprüfung die Frequentation eines zu derſelben 
vorbereitenden Eurſes vorangeht, während dem politiſchen Beamten eine 
ſolche „Stabsprüfung“ ohne die Hörung eines entſprechenden Vorbereitungs- 
Curſes zugemuthet wird. Die einzige militäriſche Analogie, die hier in hohem 
Grade discutabel und anſprechend erſcheint, iſt die, welche der Abgeord- 
nete Dr. Naſſe im preußiſchen Abgeordnetenhauſe anläßlich der Be— 
rathung des Qualificationsgeſetzes für den höheren Verwaltungsdienſt ange- 
führt hat. Dr. Naſſe, gewiß ein competenter Beurtheiler, erinnert 
da „an den Generalſtab und die wechſelnde Thätigkeit auf dem 
praktiſchen Gebiete und in dem theoretiſchen Erlernen und Studium“ 
und regt die Begründung einer ähnlichen Einrichtung auch für den 
Verwaltungsdienſt an, ſei es in der Form eines ſtaatswiſſenſchaft— 
lichen Seminars an einer beſonderen Akademie oder anderswie. 
Dieſe Anregung iſt jedenſalls beherzigenswerth und hat Manches für 
ſich, vor Allem dies, daß hier ſactiſch eine Gewähr geboten erſcheint, 
daß derjenige, welcher dieſe weiteren Studien mit Erſolg abſolvirt, ein 
gewiſſes größeres Maß von fachlichem Wiſſen und auch ein vertiefteres 
Wiſſen erworben haben dürfte. Es wäre nichts dagegen zu bemerken, 
wenn man auf dieſe Weiſe einen Generalſtab des politiſchen 
Dienſtes creiren wollte und, wenn man ſchon juſt noch eine „Erz⸗ 
engel-Prüfung“ haben müßte, jo könnte man eine ſolche Generalſtabs⸗ 
prüfung einführen, von deren Erfolg die Zutheilung zu einem Mini⸗ 
ſterium — dem civilen Generalſtab — abhängig zu machen wäre. 

Wir find der Meinung, daß der oben ausführlich discutirte 
Vorſchlag nicht eigentlich um feiner ſelbſt willen lancirt wurde. Derſelbe 
dürfte vielmehr darin ſeinen Grund haben, daß er dem Verfaſſer als 
ein Arcanum zur Behandlung eines erkannten Krankheitsſymptoms 
zunächſt gelegen war. Ueber die Zweckmäßigkeit dieſes Medicamentes 
nun läßt ſich ſtreiten, oder, richtiger, es läßt ſich eben kaum mehr 
ſtreiten; das durch dasſelbe jedoch zu behebende Krankheitsſymptom 
iſt außer jedem Streite. Nach der Richtung muß ſowohl dem, was 
Herr Dr. von Marenzeller als auch Statthaltereiſecretär Prokeſch 
in überzeugender Weiſe auseinanderſetzten, unumwunden und vollinhaltlich 
beigepflichtet werden. In der Diagnoſtik der Krankheit beſteht vollkommene 
Uebereinſtimmung, über die Therapie herrſchen jedoch tiefgehende 
Differenzen. Die Krankheit iſt allerdings da, die derzeitigen Normen 
über die Qualificationserforderniſſe für den politiſchen Dienſt bedürfen 
einer entſprechenden Reviſion, dieſe Qualification muß dem gegenwärtigen 
Stande unſerer Wiſſenſchaft entſprechend eine höhere ſein, als ſie es in 
der That iſt. Daß unſer Autor in ſein Arcanum ſelbſt nicht ſo gar 
felſenfeſtes Vertrauen hat, beweiſt der Umſtand, daß er auch die Reform 
unſerer Facultätsſtudien poſtulirt. Damit dürfte er — meines Erachtens — 
das richtige Recept wohl getroffen haben. Es iſt außer jedem Zweiſel, 
daß die Reform der juridiſchen Studien in dem angeſtrebten Sinne von 
den allerbeſten Folgen begleitet ſein müßte. Indeß darf man ſich 
darüber keiner Täuſchung hingeben, daß mit der Einführung des Ver⸗ 
waltungsrechtes als obligater Disciplin ſür die Erhöhung der Quali⸗ 
fication für die Adminiſtrativ⸗Juriſten Einiges, aber nicht viel und noch 
weniger Alles gewonnen iſt. 

Das Uebel ſitzt denn doch tiefer. Nicht der Mangel an poſitiver 
Kennntniß der Verwaltungsgeſetze iſt es, welcher das Uebel bildet, 
ſondern der ſo viel bemerkbare Mangel an juriſtiſcher Methode, an 
juriſtiſchem Geiſte im politiſchen Verwaltungsdienſte. Die juriſtiſch for⸗ 
male Durchbildung der politiſchen Beamten iſt bei uns entſchieden nicht zu⸗ 
reichend. Die preußiſche Verwaltung iſt hierin beſſer geſtellt: die Candidaten 
des politiſchen Dienſtes müſſen, bevor ſie bei einer politiſchen Verwaltungs⸗ 
behörde in Dienſt treten, zwei Jahre im Gerichtsdienſte prakticirt 
haben, wo ſie ſo recht eigentlich in der juriſtiſchen Arbeit und Methode 
geſchult werden. Bei uns iſt das anders. Bei uns gelten die Juriſten 
des politiſchen Dienſtes in der Ueberzahl der Fälle gewiſſermaßen als 
Juriſten minderer Ordnung und Güte. Man braucht juſt keine langjährige 
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Erfahrung im politiſchen Dienſte hinter ſich zu haben, um zu dieſer Erkennt— 
niß zu gelangen. Wenn man ſich nur vor Augen hält, wie es mit der 
Hermeneutik beſtellt iſt, wie da zuweilen juriſtiſch interpretirt wird, 
ſo wird man erſt inne werden, wo es eigentlich fehlt. Wenn es für 
einen politiſchen Beamten z. B. nicht feſtſteht, daß aus einer praesumptio 
juris nicht per analogiam und a contrario argumentirt werden könne, 
wenn man da nicht ſelten Rechts⸗ und Geſetzesanalogie durcheinander 
werfen ſieht und wenn man bei jedem nicht gleich ſonnenklaren Falle 
immer und immer wieder über Lücken im Geſetze klagen hört, ſo zeigt 
dies, wo der wunde Punkt iſt an unſerem Körper, wo eigentlich die 
Sonde anzulegen wäre. Wie mancher wird in der allererſten Zeit 
ſeines politiſchen Dienſtes von einem förmlichen Schrecken über dieſe 
vielen Lücken in den Geſetzen erfaßt worden ſein, welche nach dem 
Vernommenen mehr Lücken als Paragraphe zu enthalten ſchienen! 
Man muß da förmlich erſt wieder an die ausgezeichnete Interpre⸗ 
tationsnorm unſeres allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches s) nach und 
nach glauben lernen, welches dem Juriſten für den allerſchlimmſten 
Fall — sit venia verbo — den Gebrauch des gefunden Menfchen- 
verſtandes (mag dieſer nun Naturrecht genannt werden oder anders) 
geſtattet. Wenn man ſich wieder an das gewöhnt hat, was man an 
der Univerfität, in den Seminarien mühſam lernte, — juriſtiſch zu 
interpretiren, da verſchwinden immer mehr und mehr ſolche Lücken 
in den Geſetzen. Das alſo iſt das Hauptgebrechen: es mangelt an der 
zureichenden Schulung in der formalen juriſtiſchen Arbeit. Die Special⸗ 
geſetze lernen ſich leicht und jederzeit, die Art der juriſtiſchen Arbeit iſt 
jedoch nur durch ein ſtreng methodiſches Studium zu erlangen, für 
welches die Univerſität die alleinige Gelegenheit ift und bleibt. Scire 
leges non est, verba earum tenere, sed vim ac potestatem. °) 
Alſo weniger in der Vermehrung der Disciplinen, als in dem inten- 
ſiveren Studium der eigentlichen Jurisprudenz würde ein radikales 
Mittel für die Abhilfe gefunden werden können. Nicht der Lections⸗ 
katalog, unſere Studienordnung mit ihrer unſelig zweiſchneidigen Lern— 
freiheit bedarf einer Ergänzung. 

Nicht als ob wir die privatrechtliche Vorbildung allein für den 
Adminiſtrativjuriſten des politiſchen Dienſtes für ausreichend erachteten 
und We hoſan dove, fachſi nehm, fiir n Ja j ] 
die seen werden uus r ber ln allen ER 
nicht viel helfen! Aber durch die Pandekten lernt man wahrhaft juriſtiſch 
denken und argumentiren. Die ſchönſte Thorie des Verwaltungsxechtes 
wird dem Candidaten das nicht erſetzen, was er aus den Pandekten 
etwa nicht gelernt hat. Sehr richtig ſagte Abgeordneter Regierungs⸗ 
präſident Tiedemann bei der erſten Leſung des mehrgedachten 
preußiſchen Qualificationsgeſetzes im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, daß 
er auf die rein juriſtiſche Vor- und Durchbildung den meiſten Werth lege. 
Er berichtete, daß in Schleswig-Holſtein vor der Annexion das erſte 
juriſtiſche Examen die Cameralia gar nicht umfaßte. „Wenn nun der 
candidatus juris einige Wochen, nachdem er das Examen abſolvirt 
hatte, eintrat in ein königliches Amtshaus und wenn er die großen 
Actenhaufen und die Regiſtraturen und Protokolle ſah, ſo hatte jeder 
eine Empfindung, als ob er ſich ſagen müßte: Das wirſt Du in 
Deinem ganzen Leben nicht lernen. Trotzdem arbeitete er nach 8 bis 
14 Tagen ſo glatt und unbefangen in dieſen Verwaltungsſachen, als 
wenn er ſich mehrere Jahre mit nichts Anderem beſchäftigt hätte. Ich 
glaube, das rührte daher, weil er auf der Univerſität in formalem 
juriſtiſchem Denken geſchult war, und dieſe Schulung es ihm außer- 
ordentlich leicht machte, ſich in Materien hineinzuarbeiten, die ihm bis 
dahin durchaus fremd geweſen waren.“ Auch der Abgeordnete Windthorſt 
(Meppen) betonte in derſelben Sitzung die Nothwendigkeit, daß die 
Verwaltungbeamten tüchtige Juriſten“ ſeien, nicht minder Windthorſt 
(Bielefeld), welcher insbeſondere hervorhob, wie dringend es ſei, „daß die 
Regierungsbeamten allmälig lernen mögen, mehr nach dem Geſetze, 
mehr nach dem geltenden Rechte, als nach ihrer perſönlichen Willkür 
zu entſcheiden“ und wie nothwendig es wäre, „die ſtrenge Rechtsauffaſſung, 
wie ſie den Juriſten nach ihrem Lebensberufe eigen zu ſein pflegt, 
auch auf die Organe der Regierungen mehr und mehr zu übertragen.“ 
All das gilt Wort für Wort auch für unſere Verhältniſſe. Die politiſche 


6) Wie treffend und vorausſehend äußert ſich doch über die Bedeutung 
unſeres Interpretations⸗Paragraphen der Vortrag der Hofcommiſſion in Geſetz⸗ 
ſachen vom 27. Nov. 1790! Die dort ausgedrückten Befürchtungen ſind im 
Verwaltungsdienſt mitunter leider noch immer praktiſch. Pfaff, Excurſe I, p. 8. 


) L. 17 ff. de legib. 
* 


Verwaltung bedarf bei ihrem heutigen Stande, zumal bei der ſteten Con⸗ 
trole der Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbarkeit, vorerſt tüchtiger 
Juriſten. Der Adminiſtrativjuriſt des politiſchen Dienſtes ſoll ein ganzer 
Juriſt fein. Dem juriſtiſchen Nihilismus 10) in der politiſchen 
Verwaltung muß ein Ende gemacht werden. Es darf Niemand geben, 
der die Aeußerung wagen dürfte, bei den Bezirkshauptmannſchaften 
thun ausgediente Feldwebel mit geläufiger Handſchrift die gleichen Dienſte, 
wie der Juriſt. Es ſollte nicht vorkommen, daß der politiſche Beamte 
in dem Momente, wo ihm in irgend einer Cauſa irgend ein einfaches und 
klares civiliſtiſches Moment unterkommt, rathlos die Finanzprocuratur um 
die Aeußerung fragen muß. Dann wird auch bei den Beamten ſelbſt die 
Achtung vor ihrer Wifſfenſchaft ſteigen. Freilich geht nichts über einen 
geſunden Sinn, über ein ſicheres ſeines Gefühl für das juriſtiſch 
Richtige; allein es wäre arge Täuſchung, zu meinen, daß hiezu einfach 
— um die hier gebrauchte Phraſe in ihrer ganzen Banalität hinzu⸗ 
ſtellen — eine „gute Naſe“ genüge und ein gründliches juriſtiſches 
Wiſſen nicht unumgänglich nöthig ſei. Im Gegentheile iſt die Erlangung 
dieſes juriſtiſchen Sinnes eben eines der voruehmſten Producte des 
wahrhaft wiſſenſchaftlichen Studiums. Ohne dieſes wird man ſich dieſen 
juriſtiſchen Sinn überhaupt nicht aneignen, das eruſte Studium iſt die 
Prämiſſe für denſelben. Wozu dient denn das Studium der hiſtoriſch— 
rechtlichen Disciplinen und worin beſteht der Werth eines vertieften 
theoretiſchen Studiums, als eben um durch dasſelbe auch einen ſolchen 
verläßlichen juriſtiſchen Siun zu gewinnen? Auch Juriſten werden, wie 
die Redner, als ſolche nicht geboren und es iſt geradezu abgeſchmackt, wenn 
eben von Seite ſolcher, die ſich für „geborne“ Juriſten halten — vielleicht 
weil ſie auf Grund ihres poſitiven Wiſſens, dieſen Namen zu führen, 
ſich weniger berechtigt fühlen müßten — über den „Doctrinarismus“ 
raiſonirt wird, der den Beamten nur zu einem in feinen Doetrinen 
befangenen Pedanten mache. Ja freilich mögen ſich dieſe Herren Anti— 
Doctrinäre und nicht ohne Grund für in ihrem juriſtiſchen 
Urtheil ganz unbefangen halten! Es iſt dies aber jene Unbefangenheit, 
welche bei dem am größten iſt und am ſicherſten auftritt, der am 
wenigſten poſitives juriſtiſches Wiſſen hat, es iſt dies jene Vorurtheils⸗ 
loſigkeit, die nur in dem Abgange der poſitiven Befähigung zu einem 
Hrthoilo in diefen Dirrgen liegt. Mean ſchelte alfo nicht uufereu Doctei- 
uarismus! Doctrinär in rationellem Sinne, d. h. ſich in jedem Augenblicke 
des Zuſammenhanges des einzelnen Falles mit gewiſſen juriſtiſchen 
Axiomen bewußt ſein und ſich durch dieſe in ſeiner „Unbefangenheit“ 
beſchräuken zu laſſen, das iſt eine Pflicht jedes wahren Juriſten, der 
ſeine Wiſſenſchaft in das praktiſche Leben umzuſetzen hat. Und ſo lange 
dieſe Anſchauung ſich nicht auch im politiſchen Verwaltungsdienſte Bahn 
gebrochen haben wird, ſo lange jener, bis jetzt leider noch mancherſeits 
protegirte juriſtiſche Nihilismus nicht gründlich exſtirpirt iſt und 
die Verwaltungsjuriſten nicht aufgehört haben, blos als „Auchjuriſten“ 
zu gelten, ſo lange man nicht zu der Erkenntniß kommt, daß die conti⸗ 
nuirliche, mechaniſche Reproduction der ererbten ſtehenden Praxis noch 
lange nicht das Um und Auf der politiſchen Verwaltung bildet, noch 
lange nicht „Verwalten“ heißt und daß die Bethätigung des das weite 
Gebiet der praktiſchen Politik mit ſeinem beſonderen Rechte beherrſchenden 
Zweckmäßigkeitsprincipes in unjuriſtiſch-laienhafter Art dem heutigen 
Stande des öffentlichen Rechtes ſchon lange nicht mehr entſpricht, inſo⸗ 
lange wird ſich in Betreff der Qualification für den höheren politiſchen 
Verwaltungsdienſt zwiſchen dem Soll und dem Haben immer noch eine 
fühlbare Differenz ergeben und die diesfalls erhobenen Gravamina 
werden nicht verſtummen können und nicht dürfen. 


Aus alledem geht hervor, daß die Reform der politiſchen Amts- 
prüfung nur als ein Theil der anzuſtrebenden Reform zu betrachten 
wäre und daß die der juriſtiſchen Studienordnung mit derſelben parallel 
zu laufen hätte, wenn es ſich darum handelt, auch für den höheren politiſchen 
Verwaltungsdienſt qualificirte volle Juriſten zu erhalten. Wie das Letztere 
erreichbar wäre, iſt allerdings eine der denkbar ſchwierigſten Fragen, zu 
deren Erörterung wohl Andere berufen ſind. Nur ſoll hier nicht uner⸗ 
wähnt bleiben, daß die Verallgemeinerung des ſeminariſtiſchen 
Studiums, wie dies ſpeciell an der Wiener Univerſität in den letzten Jahren 
mit ſichtbarem, ſchönem Erfolge betrieben wird, da gewiß nicht das letzte 
Mittel zu dem oben gedachten Zwecke ſein dürſte. Auch wäre vielleicht zu 


10) Dieſen treffenden Ausdruck gebraucht Dr. Edmund Bernatzik in der 
Vorrede (p. W) zu feinem bedeutſamen Buche: Rechtſprechung und materielle 
Rechtskraft. Wien 1886, Manz. 
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erwägen, ob es ſich nicht iusbeſondere im Hinblicke auf die weiter 
unten zur Sprache kommenden analogen preußiſchen Einrichtungen 
empfehlen würde, auch bei unſeren theoretiſchen Staatsprüſungen und 
zumal bei der ſtaatswiſſenſchaftlichen, welche ja gewiſſermaßen einen 
erſten Theil jeder Prüfung zur Befähigung für den politiſchen Dienft 
darſtellt, die ſchriftliche Prüfung neben der mündlichen einzuführen. 
Wir können auf dieſen Gedanken hier nicht näher eingehen, möchten aber 
doch nicht den Hinweis unterlaſſen, daß der im § 19 des Regulativs 


zu dem preußiſchen Verwaltungsdienſt-Qualificationsgeſetze vom 29. März 


1879 umſchriebene ſchriftliche Theil der „großen Staatsprüfung“ gegen- 
ſtändlich den Umfang unſerer dritten Staatsprüfung berührt und daß 
ſich die dort geforderten ſchriftlichen Ausarbeitungen aus dem Gebiete 
der Staatswiſſenſchaften unſchwer auch zu einem integrirenden Theile 
unſerer dritten Staatsprüſung machen ließen, um ſo mehr als die 
hiedurch eintretende größere Rigoroſität derſelben bei unſerer Juriſten⸗ 
plethora und bei der an den einzelnen Univerſitäten herrſchenden Un- 
gleichheit des Maßſtabes bei den Prüfungen auch nach mancher anderen 
Richtung nur von Vortheil ſein könnte. 

Daneben muß jedoch an einer ernſten eigenen Fachprüfung für 
den politiſchen Verwaltungsdienſt ſchon aus gewiſſen ſtaatsrechtlichen 
Momenten!) immer feſtgehalten werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob dem, welcher ohne ſeine minderjährigen Kinder 
auswandert, politiſcherſeits aufgetragen werden kann, Curatels⸗ 
vorſorgen bezüglich der zurückbleibenden Kinder einzuleiten. 

Karl B., 1851 in W. geboren und dahin zuſtändig, heiratete 
1873 die 1854 geborne Karoline R. Aus dieſer Ehe ſind zwei 
Kinder vorhanden: Johann, 1876 geboren, und Joſepha, 1877 geboren 

Karl B. beabſichtigte, nach Sachſen auszuwandern und hatte auch 
ſchon von der königl. ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft in D. für ſich 
und Seine Gattin mit Ausſchluß der Kinder die Zuſicherung der Natura— 
ſiſatian orhaften. falle Ka 
aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande beibringt. 

Karl B. wollte mit ſeiner Frau auswandern, jedoch ſeine beiden 
Kinder von der Auswanderung ausſchließen, welchen das öſterreichiſche 
Staatsbürgerrecht aus dem Grunde gewahrt werden ſoll, weil das 
Vermögen der Eltern, beſtehend aus dem Geſchäftsantheile der Firma 
Johann B. und der Hälfte der Fabrik in H., fortan in Oeſterreich 
verbleibt und dieſen Kindern einſt zufällt und weil die Verwandten, 
insbeſondere der väterliche Großvater, in W. domiciliren und verbleiben. 

Karl B. hatte ſeiner Stellungspflicht entſprochen. 

Die Statthalterei hatte nun mit Erlaß vom 29. Juni 1885, 
8. 28.858, das Geſuch des Karl B. um Entlaffung aus dem öſterreichiſchen 
Staatsverbande dahin erledigt, daß ſie erklärte, „die Statthalterei ſei 
inſolange nicht in der Lage, die Anzeige (Erklärung) des Karl B., daß 
er ſammt ſeiner Gattin, jedoch ohne ſeine minderjährigen Kinder, welchen 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft gewahrt werden ſoll, aus dem 
öſterreichiſchen Staatsverbande ausgeſchieden ſei, zur Kenntniß zu nehmen, 
als nicht von den Civilgerichten im Sinne des III. Hauptſtückes des 
allg. bürg. Geſetzbuches für die genannten minderjährigen Kinder vor⸗ 
geſorgt ſein wird.“ 

Dawider brachte Karl B. den Miniſterialrecurs ein und führte 
aus, daß er vergeblich im III. Hauptſtücke des allg. bürg. Geſetzbuches 
darnach geſucht habe, inwiefern die Civilgerichte ſür ſeine minderjährigen 


or logaloe Gsſchoiuigung 


feiner Entlaſſung 


) Vergl. hierüber Bluntſchli, deutſche Staatslehre, p. 166, 171 ff. 
u. Meyer, deutſches Staatsrecht, p. 416 ff. Ulbrich, Oeſterreichiſches Staats⸗ 
recht p. 184 und insbeſondere Stein, Verwaltungslehre I. 1. (Das verfaſſungs⸗ 
mäßige Verwaltungsrecht, 2. Aufl.) p. 233 ff. — Daß erſt durch die Forderung 
der beſonderen Qualification zu einem öffentlichen Amte die ſtaatsgrundgeſetzlich 
gewährleiſtete allgemeine Aemterfähigkeit nach Art. 3, Al. 1 St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, beſtimmt wird, vergl. den Bericht des 
Verfaſſungsausſchuſſes und die Verhandlungen des Reichsrathes über dasſelbe in 
„Die neue Geſetzgebung“ I. Wien 1868, Manz, p. 310 ff. S. dagegen Verfaſſungs⸗ 
urkunde für den preußiſchen Staat vom 31. Jänner 1850, welche im 8 4 deut⸗ 
licher beſtimmt. „. . . Die öffentlichen Aemter find unter Einhaltung der von 
den Geſetzen feſtgeſtellten Bedingungen für alle dazu Befähigten gleich zugäng⸗ 
lich“; — weiters auch Pr. Landrecht Theil II, Lit. X 8 70: „Es ſoll Nie⸗ 
mandem ein Amt aufgetragen werden, der ſich dazu nicht hinlänglich qualificirt 
und Proben ſeiner Geſchicklichkeit abgelegt hat.“ 


Kinder ſorgen ſollen und zu der Ueberzeugung gelangt ſei, daß die 
Gerichte, worunter nur die zuſtändigen Curatelsbehörden verſtanden 
werden können, jedes diesbezügliche Einſchreiten als geſetzlich unbegründet 
abweiſen müßten. Er wiſſe daher nicht, was er thun müſſe, um der 
Anforderung der Statthalterei zu entſprechen. Aus ſeinem Geſuche 
konnte unmöglich gefolgert werden, daß er beabſichtige, ſeiner Pflichten 
gegen ſeine Kinder ſich zu entſchlagen oder ſeine bezüglichen Rechte 
aufzugeben; es ſei, indem er ſeinen Kindern die öſterreichiſche Staats- 
bürgerſchaft wahre, nur ſeine Abſicht zu erkennen, im Intereſſe der 
Kinder an den beſtehenden Verhältuiſſen nichts zu ändern. Seine väter⸗ 
lichen Rechte und Pflichten, insbeſondere das Recht, ſeine Kinder zu 
vertreten, bleiben vollſtändig unberührt. Nach den beſtehenden Normen 
über die Auswanderung werden durch die Auswanderung die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern nicht derart alterirt, daß 
die Curatelsbehörde der letzteren ſich berufen fühlen ſollte, zu inter 
veniren. Der Umſtand, daß ſeine Kinder öſterreichiſche Staatsbürger bleiben 
ſollen, entziehe ſie weder ſeinem väterlichen Schutze, noch werde ſeine Ver⸗ 
pflichtung, für den Unterhalt, Erziehung und weiteres Fortkommen der⸗ 
ſelben zu ſorgen, alterirt, weil das ſeinen Kindern vorbehaltene Recht 
nur in politiſcher Beziehung und erſt nach Jahren ſeine Wirkung äußern 
wird. Wenn er von ſeinem Rechte, mit ſeinen Kindern auszuwandern, 
keinen Gebrauch mache und ſeinen Kindern die Wahl der Veränderung 
der Staatsbürgerſchaft blos zu dem Zeitpunkte, wo ſie hierüber ſelbſt 
zu beſtimmen berechtigt ſein werden, überlaſſe, ſo könne hierin kein 
Grund für eine Intervention der Civilgerichte liegen. Ein Widerſtreit 
zwiſchen ſeinen und ſeiner Kinder Rechte würde nicht hervorgerufen, 
daher auch in dieſer Beziehung für die Curatelsbehörden kein Anlaß 
vorliege, für die Rechte der Kinder einzutreten. 

Das k k. Miniſterium des Innern hat unterm 28. September 
1885, z. Z. 13.735, diesfalls wie folgt entſchieden: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe Folge zu geben und 
auszuſprechen, daß die Ausſtellung der erbetenen Entlaſſungsurkunde 
in der Weiſe, daß darin die Ausnahme des 1876 gebornen Sohnes 
Johann und der 1877 gebornen Tochter Joſepha, für welche die Ent- 
laſſung aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande nicht angeſucht wird, 
ausdrücklich erſichtlich gemacht werde, keinem Anſtande unterliegt. Es 
wird ſonach die Statthalterei angewieſen, dem Karl B. die bezügliche 
Beſtätigung auszuſtellen.“ E 


Der den öffentlichen Organen (dem von der Gemeinde beftellten 

Waſenmeiſter) vom Strafgeſetze ertheilte Schutz erſtreckt ſich auf 

die bei der Amtshandlung beigezogenen Hilfsorgane (den Waſen⸗ 
meiſtergehilfen). 

Der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Laibach vom 24. December 
1884, 3. 20, womit Franz J. von der Anklage wegen des Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. und wegen Ueber- 
tretung gegen öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen nach 8 312 St. G. 
gemäß § 259, 8. 3 St. P. O. freigeſprochen wurde, ward vom k. k. 
Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 11. April 1885, Z. 1754, Folge 
gegeben, das angefochtene Urtheil als nichtig aufgehoben und die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an das Landesgericht 
in Laibach verwieſen. — Gründe: 

In den Urtheilsgründen iſt als erwieſen angenommen, daß der 
Waſenmeiſter Peter Lusin von der Gemeinde Adelsberg beauftragt war, 
alle ohne Marke betretenen Hunde zu fangen und nach Umſtänden zu 
tödten, daß er ſich zu dieſem Ende am 14. Auguſt 1884 mit ſeinem 
Gehilfen Joſeph Marinsek nach Adelsberg verfügte, daß Letzterer daſelbſt 
unter anderen den Hund des Angeklagten fing und an der Leine feſthielt, 
daß ſich ihm jedoch der Angeklagte Franz J., um den Hund freizumachen, 
entgegenſtellte, mit beiden Händen die Leine ergriff und ſie dem Gehilfen 
aus der Hand riß und hiedurch den Hund wirklich befreite; nicht minder 
wird feſtgeſtellt, daß der Angeklagte bei dieſem Anlaſſe den Waſenmeiſter 
wiederholt vor die Bruſt ſtieß und ihn und den Gehilfen mit den 
Schimpfworten „lumpje, tatorje, rauberji“ u. dgl. belegte. 

Auf Grundlage dieſes Sachverhaltes wurde die Anklage gegen 
Franz J. wegen des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit im 
Sinne des § 81 und der Uebertretung gegen öffentliche Anſtalten und 
Vorkehrungen nach $ 312 St. G. erhoben. 

Der Gerichtshof ſprach jedoch den Angeklagten von dieſer Anklage 
frei und verurtheilte ihn blos wegen der Uebertretung gegen die Sicher⸗ 
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heit der Ehre nach $ 496 St. G., indem er dafür hielt, daß auf den 
Schutz des § 68, Al. 2 St. G. der Gehilfe des Waſenmeiſters über⸗ 
haupt keinen, der Waſenmeiſter aber nur, wenn er in ſanitätspolizeilicher 
Function begriffen iſt, Anſpruch hat; ferner daß in dem bloßen Aus⸗ 
reißen der Leine aus der Hand des Waſenmeiſtergehilſen eine wirklich 
gewaltſame Handanlegung nicht gelegen ſei. Allein dieſe Auffaſſung er⸗ 
weiſt ſich als durchaus rechtsirrthümlich. 

Des Beſtellten einer Gemeindebehörde, als welcher der Waſen⸗ 
meiſter im gegebenen Falle erſcheint, iſt im $ 68, Al. 2 St. G. aus⸗ 
drücklich gedacht, und hat die Beſtellung ein fiscaliſches Intereſſe der 
Gemeinde verfolgt, ſo liegt doch in der Sicherung von Gemeindeeinkünften, 
deren die Gemeinde ja zur Beſorgung ihrer Agenden bedarf, öffentliches 
Intereſſe nicht weniger, als in ſanitätspolizeilichen Functionen. Daß aber 
die Beeidigung eines Beſtellten der Gemeinde nicht, wie der Vertheidiger 
des Angeklagten behauptet, eine Grundbedingung für die Anſpruchnahme 
des Schutzes des § 68 St. G. bildet, geht aus der Beſtimmung dieſes 
Paragraphen ſelbſt hervor, wonach die Beeidigung nur für das Forſt⸗ 
aufſichtsperſonale gefordert wird; und ebenſo wenig kaun die von der 
Vertheidigung unternommene Beſtreitung der Geſetzmäßigkeit des von der 
Gemeindevorſtehung Adelsberg unterm 9. Auguſt 1884, 3. 514, dem 
dortigen Waſenmeiſter ertheilten Auftrages im vorliegenden Falle als 
entſcheidend angeſehen werden, weil es ſich im $ 81 St. G,. lediglich 
um den Schutz der öffentlichen Autorität der im $ 68 St. G. genannten 
Perſonen handelt. 

Nach dem Grunde der in Rede ſtehenden geſetzlichen Anordnung 
kann aber auch nicht zweifelhaft ſein, daß der beſondere Schutz des 
Geſetzes auch den Hilfsorganen zuſteht, welche dem Beſtellten zur Voll— 
ziehung des obrigkeitlichen Auftrages beigegeben oder von ihm zu dieſem 
Zwecke beigezogen werden. Es erſcheint ſomit Joſeph Marinsek als 
taugliches Object für das im Sinne des $ 81 St. G. definirte Verbrechen. 

Da ferner die Auslegung, welche der Gerichtshof dem Begriffe 
der Handanlegung gibt, dem Geſetze widerſtreitet, wonach jede der 
Thätigkeit des öffentlichen Organes mittelſt Aufbietung körperlicher Kraft 
entgegengeſetzte Widerſtandshandlung genügt, welche es vor die Alternative 
ſtellt, entweder den Widerſtand mit Aufbietung phyſiſcher Kraft zu beſeitigen 
oder von der Dienſtverrichtung abzuſehen, ſo ſtellt ſich die auf den 
Nichtigkeitsgrund Z. 10 des § 281 St. P. O. geſtützte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde der Staatsanwaltſchaft als gerechtſertigt dar. 

Da jedoch in den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheiles 
nicht feſtgeſtellt erſcheint, ob der Angeklagte den Peter Lusin in ſeiner 
Eigenſchaft als Waſenmeiſter kannte, und ob ihm auch bekannt war, daß 
das Einfangen von mit einer Marke nicht verſehenen Hunden ämtlich 
angeordnet worden ſei, daß ſomit der Waſenmeiſter und fein Gehilfe in 
einer Dienſtverrichtung begriffen waren, welche Thatſachen dem Erkennt⸗ 
niſſe zu Grunde zu legen ſind, ſo mußte das angefochtene Urtheil gemäß 
§ 288, Abſ. II, 3. 3 St. P. O. als nichtig aufgehoben und die 
Strafſache zur nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an denſelben 
Gerichtshof erſter Inſtanz verwieſen werden. 


Titeratur. 


Seidler Guſtav Dr.: Budget und Budgetrecht im Staats- 
haushalte der conſtitutionellen Monarchie, mit beſonderer Rück⸗ 
ſichtnahme auf das öſterreichiſche und deutſche Verfaſſungsrecht. 
Wien, Alfred Hölder, 1885. 


Die rechtliche Natur des Staatshaushaltsetats iſt in letzterer Zeit Gegen⸗ 
ſtand einiger gründlichen wiſſenſchaftlichen Arbeiten geweſen. An ihre Seite tritt 
jetzt das Werk Seidlers, welcher überdies die Budgetfrage nicht nur vom recht⸗ 
lichen, ſondern auch vom geſchichtlichen, finanztechniſchen und parlamentariſchen 
Standpunkte beleuchtet. In ſechs Capiteln beſpricht er den Begriff und Zweck des 
Budgets, die hiſtoriſch früheſte Anwendung des Etatweſens, die finanztechniſche 
Seite, wie auch die adminiſtrative Vorbereitung und parlamentariſche Behand⸗ 
lung des Budgets, die Entwicklung des Budgetrechtes in England, Frankreich, 
Deutſchland und Oeſterreich, und endlich den Begriff des conſtitutionellen Geſetzes, 
natürlich mit der Aufwerfung der Frage, ob und inwiefern dieſer Begriff auf 
den jährlichen Staatshaushaltetat paßt. 

Verfaſſer unterſcheidet ſelbſtverſtändlich zwiſchen dem Finanzplane, welcher 
die Grundlage jedes Budgets bildet, und zwiſchen dem Staatsvoranſchlage oder 
dem Budget ſelbſt. Das Weſen des Finanzplanes iſt, ſ. E. dieſe Thätigkeit des 
Staates, vermöge welcher derſelbe ſich die dauernden Grundlagen des Gleich⸗ 


gewichtes im Staatshaushalte dadurch ſichert, daß er die Einkommensquellen und 
Aufwandszweige mit einander in Uebereinſtimmung bringt. Das Weſen des 
Staatsvoranſchlages aber beſteht (§ 31) in der Berechnung, und, wo dieſe nicht 
möglich iſt, in der Schätzung der zur Erfüllung der Staatszwecke in einer bevor⸗ 
ſtehenden Finanzperiode erforderlichen Ausgaben, ſowie der zur Deckung derſelben 
zu erwartenden Einnahmen, und in der Bilanzirung beider. Iſt der Staats⸗ 
voranſchlag ſo zuſammengeſtellt, und wird er zur Verwaltungsnorm, dann iſt er 
in demſelben Maße, als er Verwaltungsnorm iſt, zugleich die Grundlage für die 
Controle der Verwaltung, und in formaler Beziehung die Grundlage für die 
Gliederung und Eintheilung der Staatsrechnung. 

Wir geſtehen, daß uns obige Definitionen nicht ausreichend erſcheinen. 
Verfaſſer ſagt, Finanzplan ſei die Sicherung der dauernden Grundlagen des 
Gleichgewichtes durch ein Inübereinſtimmungbringen der Einkommen und Aus⸗ 
gaben. Nun entſteht die Frage: was thut ein Staat, welcher mit einem jähr⸗ 
lichen Verwaltungsdeficit wirthſchaftet; entbehrt er überhaupt eines Finanzplanes? 
Oder ſoll etwa auch die jährliche Beſeitigung des Deficits durch jährliche An⸗ 
leihen in ſeinen Finanzplan gehören und das Schuldenmachen perpetuirt und 
als ſtabiler Factor des Finanzplanes, als dauernde Grundlage des Gleichgewich— 
tes erklärt werden? Wir meinen, der Finanzplan iſt jene Thätigkeit des Staates, 
vermöge welcher er ſeine Ausgaben an ſeine Einkünfte, oder ſeine Einkünfte an 
feine Ausgaben anzupaſſen trachtet (vorausgeſetzt, daß er, wie es ſelbſtverſtändlich 
iſt, eine genaue Evidenz der einen wie der anderen beſitzt), und wenn in Folge 
der Bilanzirung derſelben ein Ausfall nach einer oder nach anderer Seite er⸗ 
ſcheint, über die außerordentliche Bedeckung der Ausgaben oder über die Benützung 
der verbleibenden Einkünfte Beſchluß faßt. Wir wollen natürlich keine ſelbſtſtän⸗ 
digen Definitionen aufſtellen, wir deuten nur den Gedanken an; aber es ſcheint 
uns, man kann nicht in die Definition des Finanzplanes den Uebereinſtimmungs— 
zwang hineinlegen, denn die Uebereinſtimmung iſt das Ziel, nach welchem der 
Staat mittelſt Finanzplanes ſtrebt, aber fie iſt nicht der Finanzplan ſelbſt. 
Ebenſo beſteht der Staatsvoranſchlag nicht nur in der Schätzung der Einnahmen 
und Ausgaben einer bevorſtehenden Finanzperiode und in der Bilanzirung beider, 
ſondern auch noch in der Verfügung darüber, was ſich aus Anlaß des Reſultates 
der Bilanzirung als nothwendig herausſtellt. Ein Staatsvoranſchlag, welcher mit 
einem Deficit als Bilanzirungsreſultat ſchließt, muß auch Mittel zur Beſeitigung 
desselben enthalten: in Oeſterreich bilden bekanntlich ſowohl der Staatsvoranſchlag 
als das ſogenannte eigentliche Finanzgeſetz, welches die Ausgaben⸗ und Ein⸗ 
nahmenſumme enthalt und über die Beſeitigung des Deficits Beſchlüſſe faßt, 
immer Ein Ganzes, welches Finanzgeſetz heißt; auf den Staatsvoranſchlag wird 
im eigentlichen Finanzgefetze als auf einen integrirenden Theil des letzteren hin⸗ 
gewieſen, und er hat, ebenſo wie das Finanzgeſetz, die formelle und rechtliche 
Kraft eines Geſetzes. Man könnte hier einwenden, Staatsvoranſchlag ſeien nur 
Ziffern der Ausgaben für Staatsbedürfniſſe und der eigenen Einnahmen der 
einzelnen Branchen der Staatsverwaltung, ſowie der Staatsſteuern, nicht aber 
die Ziffern des zur Beſeitigung des Deficits etwa contrahirten Anlehens oder 
etwaiger Caſſavorräthe; dann kann aber der Staatsvoranſchlag keine Vaſis für 
die Controle der Verwaltung und für die Staatsrechnung bilden. Denn wenn 
z. B. die Caſſenverwaltung 2,400.000 fl. koſtet und nur 2,000.000 fl. an eige⸗ 
nen Einkünften abwirft, wird Jemand ſagen können, daß nach dem Staats- 
voranſchlage nur 2,000.000 fl. für die Caſſenverwaltung verausgabt werden kön⸗ 
nen? Nein, es müſſen volle 2,400.000 fl. beſtritteu werden, d. h. es müſſen zur 
Beſtreitung noch 400.000 fl. aus einem allfälligen Anlehen verwendet werden, 
und bei der Controle wie auch bei der Gliederung der Staatsrechnung muß von 
dem Standpunkte ausgegangen werden, daß außer den 2,000.000 fl. noch 
400.000 fl. an anderen Geldern verausgabt worden ſind; und da in verfaſſungs⸗ 
mäßig regierten Staaten nur die im Staatsvoranſchlage bewilligten Ausgaben, 
und zwar mit den im Staatsvoranſchlage bewilligten Mitteln beſtritten werden 
können, ſo ſollte man von der ſtarren Unterſcheidung zwiſchen Finanzgefetz und 
Prälimiuare abſehen, dem Staatsvoranſchlage eine Bilanzirung folgen laſſen und 
wenn dieſelbe ein Deficit aufweiſt, zugleich den zur Deckung desſelben aufzubrin⸗ 
genden Betrag als letzte, nach Maßgabe des Bedarfes in allen Titeln, Capiteln 
und Paragraphen zu verwendende Einnahmspoſt einſtellen; ganz ſo, wie heute 
ſchon bei der Controle nicht nur die Verwendung der eigenen Einnahmen jedes 
Capitels controlirt wird, ſondern auch die Verabfolgung und Verwendung der 
aus dem Staatsſchatze als Beitrag für das betreffende Capitel nothwendigen 
Gelder in den Bereich der Controle einbezogen werden muß. Nicht der Finanz⸗ 
plan alſo, wie der Verfaſſer behauptet, ſondern der Staatsvoranſchlag, was der 
Verfaſſer nicht zugibt, fol, unſerer unmaßgeblichen Meinung nach, das Gleich⸗ 
gewicht aufweiſen. 

Im zweiten Capitel beſchäftigt ſich der Verfaſſer mit der geſchichtlich 
älteſten Anwendung des Etatweſens in Frankreich, wo ſchon im 14. Jahrhunderte 
die Particularetats der einzelnen Caſſenverwalter aufgeſtellt wurden, und mit der 
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Aufſtellung von Staatsvoranſchlägen in deutſchen Territorien, wo dieſelbe in der 
Mitte des 17. Jahrhunderts ihren Anfang nimmt. Es ſei uns erlaubt, hier zu 
bemerken, daß in Polen das durch den Reichstag beſchloſſene allgemeine Aus⸗ 
gabenbudget ſchon ſeit dem Jahre 1374, d. h. ſeit dem Beginne des parlamen⸗ 
tariſchen Syſtems in Uebung war. ) Zur Zeit des Königs Stephan Batory 
(1576 1586) find ſchon die Elemente des heutigen Budgetrechtes ziemlich aus⸗ 
gebildet; *) die Staatseinkünfte find ſchon ſtrenge von den königlichen Ein⸗ 
künften getrennt, die Staatsgelder können nur für gewiſſe beſtimmte Bedürfniſſe 
verwendet werden; das Virement iſt nicht geſtattet; der Reichstag, der durch 
ſeine Einnehmer die Steuern einhebt, verwaltet dieſelben vollſtändig; andere, als 
durch den Reichstag beſchloſſene Ausgaben ſind unzuläſſig. 

Es iſt nur zu billigen, daß Verfaſſer auf S. 120 ganz offen ausſpricht, 
in der verſpäteten Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats ſei nach dem Wortlaute 
der öſterreichiſchen Verfaſſung eine Geſetzwidrigkeit gelegen. Denn die Verfaſſung 
gibt dem Reichsrathe das Recht, der Feſtſtellung der Voranſchläge des Staats⸗ 
haushalts; ein Voranſchlag aber kann nur pro futuro feſtgeſtellt werden; 
ein Vorſchlag ex post enthält einen inneren Widerſpruch. Zu welchem Aus⸗ 
kunftsmittel wird aber in Oeſterreich gegriffen; enthält das alljährliche Geſetz 
über das Budgetproviſorium etwa einen Ausgabenvoranſchlag für die Zeit des 
Proviſoriums in dem Sinne, daß alle jene Auslagen, aber auch nur jene Aus⸗ 
lagen, die in der entſprechenden Periode des Vorjahres bewilligt waren, nun 
auch, und zwar in derſelben Höhe, als bewilligt anzuſehen find? Nein, das 
Budgetproviforium enthält keine ſolche Beſtimmung und kann ſie auch nicht 
enthalten, denn es iſt nicht einzuſehen, warum, wenn z. B. in der laufenden 
Budgetperiode ein Beamter in eine höhere Gehaltsſtufe vorrückt, er nicht den 
höheren, jetzt ihm zukommenden Gehalt, ſondern nur den vorjährigen, geringeren 
proviſoriſch beziehen ſollte, dafür aber andere Ausgabspoſten, die nicht mehr 
nothwendig find, z. B. für aufgelaſſene Inſtitute, dennoch proviſoriſch bewilligt 
fein ſollten; — das Geſetz jagt einfach: „die in der Zeit vom. bis. 
ſich ergebenden Verwaltungsauslagen find nach Crforderniß für Rechnung der 
durch das Finanzgeſetz für das (künftige) Jahr bei den bezüglichen Capiteln und 
Titeln feſtzuſtellenden Credite zu beſtreiten“ (vide z. B. Geſetz vom 18. Decem⸗ 
ber 1883, R. G. Bl. Nr. 175). Die Staatswirthſchaft wird alſo dadurch zu 
einer etatloſer, denn es wird unter die betreffenden Capitel proviſoriſch nach 
Belieben eingeſtellt. Es iſt nur zu wünſchen, daß der vom Verfaſſer für den 
Beginn der jährlichen Etatperioden vorgeſchlagene Termin (1. April) einmal zur 
Wirklichkeit werde. 

Zu dem Capitel, in welchem der Verfaſſer von der Scheidung der 
Staatsauslagen in England in ſtändige und rechtlich nothwendige, welche für die 
Dauer bewilligt werden, und in veränderliche, welche der periodiſchen Bewilli— 
gung unterliegen (die erfteren bilden ſammt den zur Deckung derſelben beſtimm— 
ten ſtändigen Einnahmen die engliſchen conſolidirten Fonde, für die zweiten 
werden auch die Bedeckungsmittel jährlich votirt) ſei uns wiederum ein hiſto— 
riſcher Exeurs erlaubt. In Polen war das Budget in ein ſtabiles oder ordent⸗ 
liches, welches vom Reichstag, was die Bewilligung anbelangt, unabhäu- 
gig war, und in ein außerordentliches, welches vom Reichstag, oder in Dring⸗ 
lichkeitsfällen von dem dem König zur Seite ſtehenden ſtändigen Rath periodiſch 
bewilligt wurde, eingetheilt. Das erſtere enthielt ſowohl gewiſſe Auslagen, wie 
auch die zu deren Bedeckung beſtimmten Einnahmen; Auslagen waren: Finanz⸗ 
verwaltung, Civildienſt, Staatsſchulden, Geſandtſchaften und ſeit 1717 die Heeres⸗ 
koſten. Die Einnahmen beſtanden aus der „Quarta“, den Zöllen, der Wein— 
lager — und der Judenkopfſtener. Dem entſprechend war auch die Verwaltung 
eingetheilt; das ſtabile Budget war vom Reichstag und vom Schatzkanzler, das 
außerordentliche von den Provinziallandtagen und den Finanzgerichtshöfen ver⸗ 
waltet (vide Bilinski 1. c. S. 407). Nebenbei bemerkt, iſt in Polen auch 
das ſogenannte Normalbudget, und zwar 1776 auf Initiative des Reichstages, 
verſucht worden. Sowohl dieſe Eintheilung, wie auch die engliſche, ſind mit dem 
heutigen Ordinarium und Extraordinarium des Budgets nicht zu identificiren. Ver⸗ 
faſſer führt auf S. 90sq mit Recht aus, daß die hente in Oeſterreich übliche Eintheilung 
in ordentliche und außerordentliche Einnahmen und Ausgaben inſoferne auf falſchen 
Grundlagen beruht, daß manche ordentliche ſtabile Auslagen zu außerordentlichen, 
und vice versa gezählt werden; dasſelbe hat auch auf Einnahmen Anwendung. 

Verfaſſer ſcheint der Anſicht zu huldigen, daß nur auf Initiative, reſpec⸗ 
tive Verlangen der Regierung Gelder bewilligt werden ſollen, daß alſo beim 
Beſchließen des Staatshaushaltsetats die Volksvertretung nur die von der 
Regierung vorgeſchlagenen Poſten und nur in derſelben Höhe loder mit einem 


) Dr. Leon Bilinski: System nauki skarbowej, Lwöw 1876. (Syſtem 
der Finanzwiſſenſchaft, Lemberg 1876.) S. 392 sa. 

) Adolf Bawidsfi: Zrödia dziejowe VIII. Skarbowose w Polsce za 
Stefana Batorego. Warszawa 1881. (Geſchichtliche Ouellen, VIII. Bd.; die 
Finanzeinrichtungen Polens zur Zeit Stephan Batory's. Warſchau 1881.) 


Abſtrich) bewilligen, nie aber höhere Beträge für gewiſſe Poſten, oder neue aus 
eigener Initiative hervorgehende Auslagen in das Staatsbudget einſtellen kann. 
Dieſe Anſicht, welcher leider auch im öſterreichiſchen Parlament allzu ſehr gehul⸗ 
digt wird, iſt unſeres Erachtens ſtaatsrechtlich vollkommen unbegründet. Gelder 
ſind Mittel zur Errichtung gewiſſer Anſtalten oder zur Förderung gewiſſer Ver⸗ 
waltungszwecke; es iſt nun nicht einzuſehen, warum die Reichsvertretung, wenn 
fie findet, daß z. B. irgend eine große Meliorationsarbeit mit den von der Re⸗ 
gierung vorgeſchlagenen Mitteln nicht genug ausgiebig oder nicht genug raſch 
durchgeführt werden kann, zu dieſem Zwecke nicht einen größeren Betrag ein⸗ 
ſtellen und damit jagen könnte, fie wolle die betreffende Auslage in der, ihrer 
Anficht nach nutzbringenden Weiſe verwenden, oder fie betrachte dieſelbe als 
unnütz, wenn fie zu karg bemefſen wäre. Ebenſo kann die Reichsvertretung durch 
Einſtellung neuer Poſten für eine Schule, für neue Parallelelaſſen ꝛc. ihre Ueber⸗ 
zeugung von der Nothwendigkeit der Errichtung ſolcher Anſtalten ausſprechen, 
und, wenn die Regierung das ſolche neue Poſten enthaltende Finanzgeſetz zur 
Allerhöchſten Sanction unterbreitet, die elbe auf dieſe Art mittelbar zur Errich⸗ 
tung der verlangten Anſtalten zwingen; denn eine Regierung, welche den ſo 
bewilligten Credit unbenützt laſſen würde, müßte dieſe Unterlaſſung unter eigener 
Verantwortung ſpäter vor dem Reichsrathe entſchuldigen. 

Verfaffer widmet das ſechſte Capitel ausführlichen und tiefgedachten Aus⸗ 
führungen über den Begriff des conſtitutionellen Geſetzes. “) Da wir beabſichtigen, 
in nächſter Zukunft die in dieſer Zeitſchrift ex 1882 veröffentlichten Artikel 
„Beitrag zur Lehre von Geſetz und Verordnung“ fortzuſetzen, behalten wir uns 
vor, daſelbſt auf lehrreiche Anſchauungen Seidler's zurückzukommen und laſſen 
daher dieſelben heute außer Betracht. 

Mit ſeinem ausgezeichneten Werke hat Seidler einen wahren Dienſt der 
Wiſſenſchaft und allen ſich mit Budgetſachen befaſſenden Staatsfunctionären und 
Parlamentariern erwieſen. Für Mitglieder des Budgetausſchuſſes des Reichs⸗ 
rathes, zu denen Referent auch zählt, iſt das Werk Seidler's von hoher Nütz— 
lichkeit. 


Lemberg, im Jänner 1886. Privatdocent Dr. v. Starz ynski. 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 20. April. — 26. Verordnung des Juſtiznuni⸗ 
ſteriums vom 6. April 1885, Z. 20.217 ex 1884, betreffend die Einwirkung der 
Gerichte auf die Parteien im Richtigſtellungsverfahren aus Anlaß der Grund⸗ 
buchsanlegung. — 27. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 6. April 1885, 
3. 5074, betreffend die Syſtemifirung einer Notarſtelle in Glogow. — 28. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. April 1885, 3. 5456, betreffend die 
Regelung der Lohn- und Preistarife für die gewerblichen Arbeiten in den Straf⸗ 
anſtalten. 29. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 15. April 1885, 
3. 6626, betreffend die Vorlage der Juſtizvoranſchläge für das Jahr 1886. — 
30. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. April 1885, 3. 6278, betreffend 
den Wechſel in der Perſon des landesfürſtlichen Commiſſärs bei dem galiziſchen 
Bodencreditvereine. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. Mai. — 31. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 31. März 1885, Z. 3268, wodurch mehrere Beſtimmungen über 
die Mitwirkung der Gerichte in Beziehung auf die Bemeſſung der unmittelbaren 
Gebühren abgeändert werden. 32. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
17. April 1885, 8. 6623, betreffend der Vorgang bei Ueberſchreitungen bewilligter 
Credite oder bezüglich nicht präliminirter Ausgaben. — 33. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 17. April 1885, Z. 6503, betreffend die Adreſſirung 
und Einrichtung der Erſuchſchreiben (Rogatorien) an fremde Behörden, insbeſon⸗ 
dere an Behörden in Frankreich und Belgien. — 34. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 23. April 1885, 3. 6622, betreffend die Verſendung von 
Prätioſen und ſonſtigen Werthſachen in ſtr afgerichtlichen Angelegenheiten. 

X. Stück. Ausgeg. am 20. Mai. — 35. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
fteriums vom 28. April 1885, Z. 5540, betreffend die Verfaſſung der Abſenz⸗ 
tabellen und der beſonderen Ausweiſe über rückſtändige Proceſſe. — 36. Verord⸗ 
nung des Juſtizminiſteriums vom 2. Mai 1885, Z. 7418, womit aufmerkſam 
gemacht wird, daß die Beſtimmung des § 40 der Strafgerichtsinſtruction vom 
16. Juni 1854, R. G. Bl. Nr. 165, betreffend die Vorlage vierteljähriger Aus⸗ 


) Dieſes Capitel wird auch faſt ausſchließlich in dem geiſtreichen Aufſatze 
Laband's: Zur Lehre vom Budgetrecht (im 1. Hefte der neuen Zeitſchrift 
„Archiv für öffentliches Recht“, herausgeg. von Prof. Laband und Stoerch 
geſprochen. 
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weiſe der Bezirksgerichte über die bei ihnen angezeigten Uebertretungen an die 
Staatsanwaltſchaft, aufgehoben iſt. — 37. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 9. Mai 1885, Z. 8249, betreffend das Verfahren bei Unterſuchungen wegen 
Verfälſchung von Münzen öſterreichiſchen oder ungariſchen Gepräges. — 38. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. Mai 1885, 3. 8251, womit der Vor⸗ 
gang bekannt gegeben wird, welchen die Behörden Bosniens und der Hercegovina 
in Bezug auf die Behandlung der Nachläſſe von Angehörigen der im Reichsrathe 


vertretenen Königreiche und Länder der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
einhalten. 
XI. Stück. Ausgeg. am 8. Juni. — 39. Verordnung des Juſtizmini⸗ 


ſteriums vom 22. Mai 1885, Z. 13.303 ex 1884, betreffend die Verſicherung 
der Strafanſtaltsgebäude und der in denſelben befindlichen Vorräthe an Roh⸗ 
materialien und fertiger Waare gegen Brandſchaden. 40. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 30. Mai 1885, 3. 8765, betreffend die Herſtellung der 
Evidenz über die bei den gerichtlichen Depoſitenämtern verwahrten Obligationen 
der in der letzten Zeit zur Verloſung gelangten fünfpercentigen! Prioritäts⸗ 
anleihen öſterreichiſcher Eiſenbahnen und die Einleitung der weiters erforderlichen 
Verfügungen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 19. Juni. — 41. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 3. Juni 1885, Z. 9041, betreffend die Ausfüllung der Auskunfts⸗ 
tabellen über die in Strafanſtalten abzuliefernden Sträflinge. — 42. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 3. Juni 1885, 3. 9805, betreffend die Feſtſetzung 
einer halbjährigen ftatt der bisherigen vierteljährigen Rechnungslegung über den 
Koſtregiebetrieb in den gerichtlichen Gefangenhäuſern und Strafanſtalten. — 
43. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 9. Juni 1885, 8. 9576, betreffend 
die den activen k. k. Staats⸗ (und Hof-) Bedienſteten auf den Linien der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen zugeſicherten Fahr- und Frachtbegünſtigungen. — 
44. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. Juni 1885, Z. 10.320, betreffend 
die Beibringung von Behelfen bei Stellung eines Auslieferungsbegehrens in 
Fällen des Durchzuges durch einen dritten Staat. 


Centralblatt für @ifenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 1. Ausgeg. 

Nr. 2. Musgeg- 

Nr. 3. Ausgeg. 


am 1. 


an 3. 


Jänner. 
Jänner. 


am 6. Jänner. — Abdruck von Nr. 201, 203, 194 und 
195 R. G. Bl. Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 29. December 
1884, 3. 46 835, an die Direction der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn als der 
Vorſitzenden in der Directorenconferenz, betreffend das einheitliche Dienſtes⸗ 
abzeichen für die bei der Bahnaufſicht verwendeten Frauen. 

Nr. 4. Ausgeg. am 8. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 29. December 1884, Z. 43.529, an die betheiligten Bahnverwaltungen, 
betreffend die Durchfuhr von Tafel- und Weinleſetrauben aus Italien nach 
Deutſchland. — Bewilligung zur Vornahme techuiſcher Vorarbeiten für eine nor⸗ 
malſpurige Localbahn von Wtener-Neuftadt nach Wöllersdorf. 24. November. 
Z. 40.730. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere 
Localbahnen in Böhmen. 18. December. Z. 43.683. — Bewilligung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Aſchach nach Neufelden. 
22. December. Z. 44.421. 

Nr. 5. Ausgeg. am 10. Jänner. — — — 

Nr. 6. Ausgeg. am 13. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
2. Jänner 1885, 8. 39.350 ex 1884, an den Verwaltungsrath der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatseiſenbahngeſellſchaft, als der Vorfitzenden in der Directoren⸗ 
conferenz, betreffend die Durchführung der abgekürzten Lieferzeiten. 

Nr. 7. Ausgeg. am 15. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 24. December 1884, Z. 44.538, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes ſowohl auf den 
öſterreichiſchen als auch auf den ungariſchen Eiſenbahnen bezüglich des Spreng⸗ 
mittels „Ammon⸗Sprenggelatine“ aus dem Fabriken zu Zamky bei Prag und zu 
Preßburg der Dynamit⸗Actiengeſellſchaft, vormals Alfred Nobel & Comp. in 
Hamburg, vertreten durch Mahler & Eſchenbacher in Wien. 

Nr. 8. Ausgeg. am 17. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 10. Jänner 1885, 3. 403, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Verwendung von gedeckten Wagen für den Viehver⸗ 
kehr nach Ungarn. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Weitz nach Gleisdorf. 21. December. Z. 37.243. Bewilli⸗ 
gung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von einem 
Punkte der öſterreichiſchen Nordweſtbahn zwiſchen Lang⸗Enzersdorf und Ober⸗ 
hollabrunn nach Ernſtbrunn. 22. December. Z. 43.909. — Frriſterſtreckung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Röhrsdorf nach Gabel. 
6. Jänner. Z. 44.442 ex 1884. 


Nr. 9. Ausgeg. am 20. Jänner. — — — 

Nr. 10. Ausgeg. am 22. Jänner. — Abdruck von Nr. 5 R. G. Bl. — 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 1885, womit für Februar 
1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 
Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 11. Ausgeg. am 24. Jänner. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für Canäle. 9. Jänner. Z. 36.079 ex 1884. — Verfügung 
des k. k. Handelsminiſteriums vom 15. Jänner 1885, Z. 34.818 ex 1884, 
betreffend die Aenderung der Fahrtrichtung in der doppelgeleiſigen Strecke Wien⸗ 
Stadlau der privilegirten öſterreichiſch⸗ungariſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. 

Nr. 12. Ausgeg. am 27. Jänner. — — — 

Nr. 13. Ausgeg. am 29. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 16. Jänner 1885, 8. 1264, au ſämmtliche öſterreichiſche Cifen- 
bahnverwaltungen, betreffend die Enthebung von der Verpflichtung, die Aborte 
in den Waggons und Stationen mit beſtimmten Desinfectionsmitteln zu be⸗ 
ſpülen, beziehungsweiſe zu reinigen. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 21. Jänner 1885, Z. 11.888, an die Verwal⸗ 
tungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend Berichterſtattung über 
die Verwendung von Frauen im Bahnaufſichtsdienſte. — Agiozuſchlag zu den 
Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den ßbßſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahnen. 
24. Jänner. 

Nr. 14. Ausgeg. am 31. Jänner. — — 


Nr. 15. Ausgeg. am 5. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 30. Jänner 1885, 3. 3271, an den Verwaltungsrath der öſterreichiſchen 
Nordweſtbahn, als der Vorſitzenden in der Directorenconferenz der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen, betreffend die Modalitäten der Beförderung von Kindern bei 
Schubtransporten. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine normalſpurige Localbahn von Brückl über Völkermarkt nach Kühnsdorf. 
27. December. Z. 44.438. 

Nr. 16. Ausgeg. am 7. Februar. — Eoneeffion für die Trambahn von 
Wien (Schottenring) zum Bahnhofe der Kahlenberg-Bahn in Nußdorf mit einer 
eventuellen Abzweigung nach Heiligenſtadt. 20. Jänner. — Abdruck von Nr. 13 


Dr. G. DI. eee elend oinor Aetiengeſellſchaft unter der 
Firma: „Localbahn Aſch⸗Roßbach“. 31. Jänner. Z. 1359 M. d. J. — Bewilli⸗ 
gung zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft unter der Firma: „Localbahn 


Fehring⸗Fürſtenfeld“. 30. Jänner. Z. 681 M. d. J. 

Nr. 17. Ausgeg. am 10. Februar. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 31. Jänner 1885, Z. 864, V, betreffend die 
Unzuläſſigkeit des eigenmächtigen Uebertrittes eines Bahnbedienſteten zu einer 
anderen Bahnunternehmung. 


Nr. 18. Ausgeg. am 12. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 5. Februar 1885, Z. 1995, an den Verwaltungsrath der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaſt, betreffend die Einhebung einer 
Gebühr für die Ausfertigung von Duplicaten der Aufnahmeſcheine. — Erlaß des 
k. k. Miniſters des Innern vom 14. Jänner 1885, Z. 587, an alle Landes⸗ 
ſtellen, betreffend die Mittheilung aller bezüglich der Rinderpeſt und anderer an- 
ſteckender Thierkrankheiten getroffenen Verfügungen an ſämmtliche Bahnverwal⸗ 
tungen. 

Nr. 19. Ausgeg. am 14. Februar. — — -- 

Nr. 20. Ausaeg. am 17. Februar. — — 


Nr. 21. Ausgeg. am 19. Februar. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von einem Punkte der Mähriſchen Grenz⸗ 
bahn über Littau nach Gewitſch mit einer Abzweigung von Littau nach Groß⸗ 
Senitz. 26. Jänner. Z. 36.354 ex 1884. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von einem Punkte der Buſchtehrader 
Eiſenbahn nach Schlan zum Anſchluſſe an die Prag⸗Duxer Eiſenbahn. 5. Februar. 
3. 44.219 ex 1884. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Michldorf über Hörndl nach Klaus. 6. Februar. 3. 70. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Loboſitz über Liebshauſen zum Anſchluſſe an die Prag⸗Duxer Eiſenbahn mit 
einer Abzweigung von Liebshauſen nach Bilin. 11. Februar. Z. 46.314 ex 1884. 

Nr. 22. Ausgeg. am 21. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 10. Februar 1885, Z. 4981, an die Verwaltungen der in Wien 
einmündenden Eiſenbahnen, betreffend die Ausladung von Beinlvieh in den 
Stationen Jedleſee und Floridsdorf. 


(Fortſetzung folgt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Oberbergrath Adolph Exeli zum Hofrathe 
und Vorſtande der Bergdirection in Pribram ernannt und den mit Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes bekleideten Director der Bergwerksproducten⸗ 
Verſchleißdirection Karl Ritter von Ernſt die im Status des Ackerbaumini⸗ 
ſteriums erledigte Stelle eines Oberbergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtſecretär Alois Herzog in Wien tarfrei 
den Titel und Charakter eines Poſtrathes verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den mit Titel und Charakter eines 
Archivsconcipiſten erſter Claſſe bekleideten Archivsconcipiſten zweiter Claſſe 
Dr. Arpäd von Kärolyi und den Archivsconeipiſten zweiter Claſſe Franz Frei⸗ 
herrn von Nadherny zum Archivsconcipiſten erſter Claſſe, daun die Archivs⸗ 
Conceptsaſpiranten Ph. Dr. Johann Schlitter und Arpaͤd Györy von 
Nädudvar zum Archivsconcipiſten zweiter Claſſe im k. und k. Haus-, Hof⸗ und 
Staatsarchive ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommifſär Moriz Karpf zum Finanz. 
Obercommiſſär der Wiener Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Kanzlei⸗Official Mathias Lang zum Hilfs⸗ 
ämter⸗Director der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Rechnungsrath Anton 
Kriſch zum Oberrechnungsrathe der Seebehörde in Trieſt und den Rechnungs⸗ 
revidenten Ludwig Steinböck zum Rechnungsrathe daſelbſt ernaunt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Oberberg⸗ 
rathes bekleideten Bergrath Joſeph Cermäk in Idria zum Vorſtande der Berg⸗ 
und Hüttenverwaltung in Brixlegg ernannt 

Der Ackerbauminiſter hat den Radautzer Wirthſchaftsinſpector Eduard 
Freiherrn Schwartz von Meiller zum Landesculturinſpector für Niederöſter⸗ 
reich, Mähren und Schleſten mit dem Amtsſitze in Wien ernannt. 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat dem Miniſterialconcipiſten 
Alfred Freiherrn Bibra von Gleicherwieſen eine Miniſterial⸗Viceſecretärs⸗ 
ſtelle und dem Statthaltereiconeipiften Karl Grafen Meſſey de Bielle eine 
Miniſterial-Concipiſtenſtelle im Miniſterium für Landesvertheidigung verliehen. 


Erledigungen. 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der k. k. mähriſchen 
Statthalterei, eventuell eine Rechnungs⸗Officialsſtelle in der zehnten, eventuell 
eine Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilſten Rangsclaſſe, bis 26. April. 
(Amtsbl. Nr. 75.) 

Oberingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt im Herzogthume Krain in 
der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 27. April. (Amtsbl. Nr. 75.) 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


In achter, vermehrter und ergänzter Auflage erschien: 


Manz'sche Taschen-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Band VIII. 
Gesetze, 


betreffend das 
Forstwesen und den Feldschutz, 


nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit Hinwei- 
sung auf die einschlägigen, aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. 
Preis in Leinen gebunden 2 fl. 50 kr. 


Manz’sche Taschen-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 
Band XXV. 


Gesetze. 


betreffend 


Jagd, Vogelschutz und Fischerei, 


nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit Hinwei- 
sung auf die einschlägigen, aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. 
Preis in Leinen gebunden 2 fl. 


Die freundliche Mitwirkung des Herrn k. k. Oberforstrathes 
Johann Sulzer liess die Schwierigkeit überwinden, die ansehnliche 
Reihe neuer Reichs- und Landesgesetze systematisch zu ordnen, die 
Normen und Entscheidungen entsprechend zusammenzustellen etc. eto. 
und kann die Verlagshandlung darnach beide Bände als verlässliche 
Rathgeber auf dem Felde der Spezial-Gesetzgebung allen interessirenden 
Kreisen bestens empfehlen, 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


